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1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 3.994,41 € nebst Zinsen in 
Höhe von 5 % –Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 
15.01.2020 Zug um Zug gegen Übereignung und Übergabe des 
Fahrzeugs VW Touran 2.0 TDI mit der FIN: zu 
zahlen. 

2. Die Beklagte wird verurteilt, den Kläger von den vorgerichtlichen 
Anwaltskosten des Herrn Rechtsanwalts Andreas H. Paul, Im 
Steinigen Graben 28a, 63571 Gelnhausen in Höhe von 413,64 € nebst 
Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen 
Basiszinssatz seit dem 15.01.2020 freizustellen. 

3. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

4. Die Kosten des Rechtsstreites tragen der Kläger zu 60 % und die 
Beklagte zu 40 %. 

5. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des 
jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar. 
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Tatbestand: 

Der Kläger begehrt von der Beklagten Rückabwicklung eines Pkw-Kaufvertrages und 

Feststellung sowie Schadensersatz. 

Der Kläger erwarb am 24.03.2015 das im Tenor zu Ziffer 1. näher bezeichnete Fahrzeug als 

Gebrauchtfahrzeug von privater Hand mit einer Laufleistung von 139.000 km zu einem Preis 

von 10.000,00 € brutto. Ebenso wie bei anderen Fahrzeugen wurde auch der Motor dieses 

Fahrzeuges vom Hersteller mit einer Software versehen, durch die die Motorsteuerung des 

Dieselmotors des Typs EA189 Prüfungssituationen erkennt. Bei diesen Bedingungen ist die 

Abgasaufbereitung derart optimiert, dass bei einem Abgastest die Messwerte für Stickoxide 

die Grenzwerte der Euro 5-Norm zum Zwecke der EU-Typengenehmigung unterschreiten. 

Das Software-Update wurde durchgeführt. Der Kilometerstand des Fahrzeugs zum 

06.10.2020 betrug unstreitig 235.690 Km. 

Der Kläger trägt vor, aufgrund der Manipulation der Software habe er ein mangelhaftes 

Fahrzeug erworben. Der Mangel führe zu einem Vermögensschaden in Form des 

Abschlusses eines Kaufvertrages über ein nicht gesetzeskonformes Fahrzeug. Dieses habe 

zudem einen geringeren Wert. Hätte er von der Manipulation gewusst, hätte er das Fahrzeug 

nicht erworben. Hierfür hafte die Beklagte seines Erachtens aus §§ 826, 31 BGB und aus 

§§ 826, 831 BGB. Denn die Schädigung sei vorsätzlich und sittenwidrig erfolgt. Auf 

Anwaltsschreiben vom 30.10.2019, mit welchem unter Fristsetzung bis 30.11.2019, die 

Anerkennung einer Rückabwicklungsverpflichtung begehrt wurde, habe die Beklagte nicht 

reagiert. 

Der Kläger hat zunächst folgende Anträge angekündigt: 

1. Die Beklagte zu verurteilen, an ihn 10.000,00 € nebst Zinsen in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 24.03.2015 Zug um 

Zug gegen Übereignung und Übergabe des Fahrzeugs VW Touran 2.0 TDI mit 

der FIN:  zu zahlen. 

2. Die Beklagte zu verurteilen, ihn von den vorgerichtlichen Anwaltskosten des 

Herrn Rechtsanwalts Andreas H. Paul, Im Steinigen Graben 28a, 63571 

Gelnhausen in Höhe von 1.351,84 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit 

freizustellen. 

3. Festzustellen, dass sich die Beklagte mit der Annahme des im Klageantrag 1. 

bezeichneten Fahrzeugs in Annahmeverzug befindet. 

Hilfsweise: 

1. Die Beklagte zu verurteilen, einen in das Ermessen des Gerichts zu 

stellenden Schadensersatz in Höhe von mindestens 2.000,00 € an ihn zu 

zahlen. 

2. Festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet ist, ihm alle Schäden zu 

ersetzen, die er im Zusammenhang mit der unzulässigen Abschalteinrichtung 

zur Reduzierung des Stickoxidausstoßes entstanden sind und zukünftig 

entstehen werden. 
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Im Termin zur mündlichen Verhandlung hat er sodann folgende Anträge gestellt: 

1. Die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 6.295,40 € nebst Zinsen in 
Höhe von 5 % –Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 
Rechtshängigkeit Zug um Zug gegen Übereignung und Übergabe des 
Fahrzeugs VW Touran 2.0 TDI mit der FIN:  zu 
zahlen. 

2. Die Beklagte zu verurteilen, ihn von den vorgerichtlichen Anwaltskosten des 

Herrn Rechtsanwalts Andreas H. Paul, Im Steinigen Graben 28a, 63571 

Gelnhausen in Höhe von 1.351,84 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit 

freizustellen. 

3. Festzustellen, dass sich die Beklagte mit der Annahme des im Klageantrag 1.    

bezeichneten Fahrzeugs in Annahmeverzug befindet. 

Hilfsweise: 

4. Die Beklagte zu verurteilen, einen in das Ermessen des Gerichts zu 

stellenden Schadensersatz in Höhe von mindestens 2.000,00 € an ihn zu 

zahlen. 

5. Festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet ist, ihm alle Schäden zu 

ersetzen, die er im Zusammenhang mit der unzulässigen Abschalteinrichtung 

zur Reduzierung des Stickoxidausstoßes entstanden sind und zukünftig 

entstehen werden. 

  

Die Beklagte beantragt, 

 die Klage abzuweisen. 

Sie meint, das Fahrzeug sei nicht mangelhaft und es sei davon auszugehen, dass es mit 

einem ordnungsgemäßen Up-Date versehen wurde. Sie erhebe die Einrede der Verjährung. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des beiderseitigen Parteivorbringens wird auf die 

gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen verwiesen. 

 

Entscheidungsgründe: 

 

Die Klage ist überwiegend begründet.  

Der Kläger hat einen Anspruch auf Schadensersatz in Höhe von 3.994,41 € Zug um Zug 

gegen Übergabe und Übereignung des streitgegenständlichen Fahrzeuges aus §§ 826, 31 

BGB i. V. m. §§ 249 ff. BGB.  
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1. Die Beklagte hat den Kläger vorsätzlich sittenwidrig geschädigt. 

a) Die schädigende Handlung der Beklagten lag in dem Inverkehrbringen von Dieselmotoren 

des Typs EA189 mit der eingebauten Motorsteuerung, die erkennt, ob sich das Fahrzeug auf 

einem technischen Prüfstand zur Ermittlung der Emissionswerte oder im üblichen 

Straßenverkehr befindet, bzw. in dem Einbau dieser Motoren in das streitgegenständliche 

Fahrzeug und dem anschließenden Inverkehrbringen des Fahrzeuges. Dabei wurde die 

Motorsteuerung bzw. Abgasaufbereitung der Motoren derart programmiert, dass im 

Testbetrieb deutlich weniger Stickoxide abgegeben werden als im Normalbetrieb. Durch den 

Einbau dieser Software verstieß die Beklagte gegen Art. 5 Abs. 2 i. V. m. Art. 3 Nr. 10 der 

Verordnung (EG) Nr. 715/2007. Diese Softwareprogrammierung ist als eine unzulässige 

Abschalteinrichtung zu qualifizieren.  

Nach der Legaldefinition der vorgenannten Verordnung ist eine „Abschalteinrichtung“ ein 

Konstruktionsteil, das die Temperatur, die Fahrzeuggeschwindigkeit, die Motordrehzahl, den 

eingelegten Getriebegang, den Unterdruck im Einlasskrümmer oder sonstige Parameter 

ermittelt, um die Funktion eines beliebigen Teils des Emissionskontrollsystems zu aktivieren, 

zu verändern, zu verzögern oder zu deaktivieren, wodurch die Wirksamkeit des 

Emissionskontrollsystems unter Bedingungen, die bei normalem Fahrzeugbetrieb 

vernünftigerweise zu erwarten sind, verringert wird. Wie jede andere Rechtsnorm ist auch 

diese Verordnung nach Sinn und Zweck auszulegen. Dieser liegt darin, auf dem Prüfstand 

zuverlässige Messwerte zu erreichen. Vor diesem Hintergrund ist aus der Sicht der 

Einzelrichterin die vorliegende Abgasrückführung Teil des Emissionskontrollsystems und fällt 

damit unter die Definition der Abschalteinrichtung (LG Oldenburg, Urteil vom 16.01.2018 - 16 O 269/17, 

S. 4).  

Die abweichende Ansicht der Beklagten vermag nicht zu überzeugen. Dabei wird nicht 

übersehen, dass die Emissionswerte auf dem Prüfstand nicht mit den Werten im normalen 

Straßenverkehr gleichzusetzen sind. Zu beachten ist jedoch, dass die Werte auf dem 

Prüfstand unter den gleichen Bedingungen bzw. Eigenschaften des Motors ermittelt werden 

sollen, wie sie auch im anschließenden Straßenverkehr vorzufinden sind. Ansonsten ergeben 

die Messungen auf dem Prüfstand keinen Sinn, da nicht feststellbar wäre, ob die Fahrzeuge 

tatsächlich den Vorgaben der jeweiligen Euro-Normen entsprechen. 

b) Durch das Inverkehrbringen des streitgegenständlichen Fahrzeuges hat die Beklagte dem 

Kläger einen Vermögensschaden zugefügt. Der Kläger hat mit dem Abschluss des 

Kaufvertrages kein den gesetzlichen Bestimmungen entsprechendes Fahrzeuge erhalten. 

Dabei drohte dem Fahrzeug ohne das Software-Update die Stilllegung. Ein solches, nicht den 

gesetzlichen Bestimmungen entsprechendes Fahrzeug weist einen geringeren Wert auf als 

ein technisch einwandfreier Pkw (LG Oldenburg, Urteil vom 16.01.2018 - 16 O 134/17, S. 8; Urteil vom 

19.03.2018 - 5 O 2050/17, S. 5). 

Soweit die Beklagte vorträgt, ein Entzug der Typengenehmigung bzw. eine Stilllegung des 

Fahrzeuges sei auch ohne Software-Update nicht zu befürchten gewesen, vermag dies eine 

andere Entscheidung nicht zu rechtfertigen. Denn der Einzelrichterin ist aus anderen 

Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit den sog. VW-Abgasfällen bekannt, dass die 

Beklagte im Zuge der Aufforderung an die Kunden zur Durchführung des Software-Updates 

darauf hinwies, ohne das Update drohe eine Stilllegungsverfügung des Kraftfahrt-

Bundesamtes. Weshalb dies nunmehr - entgegen ihrer eigenen Ankündigung an die Kunden - 

doch nicht zutreffen soll, erschließt sich dem Vorbringen der Beklagten nicht.  
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Letztlich kann dies jedoch auch dahingestellt bleiben. Denn allein das Einschreiten des 

Kraftfahrt-Bundesamtes zeigt, dass die Fahrzeuge mit den Dieselmotoren des Typs EA 189 

zumindest ohne das Software-Update nicht den gesetzlichen Bestimmungen entsprachen. 

Ansonsten hätte das Kraftfahrt-Bundesamt keine Handhabe zu seinem Vorgehen gehabt - 

und die Beklagte wäre den Vorgaben sicherlich nicht nachgekommen. 

Der Vermögensschaden des Klägers wurde durch das zwischenzeitlich erfolgte Software-

Update nicht behoben. Denn auch nach dem Aufspielen des Updates handelt es sich um ein 

Fahrzeug, das von dem sog. „Abgasskandal“ betroffen war. Diese, dem Fahrzeug anhaftende 

Eigenschaft wird durch aus Aufspielen des Software-Updates nicht beseitigt, so dass ein 

Makel an dem Fahrzeug verbleibt. In diesem Zusammenhang muss berücksichtigt werden, 

dass der sog. „Abgasskandal“ Gegenstand breiter öffentlicher Wahrnehmung und Diskussion 

ist, in die auch die Nachbesserungsversuche der Beklagten einbezogen sind. Dadurch kommt 

derzeit eine Vielzahl vergleichbarer Fahrzeuge auf den Markt, da viele Kunden eine 

Rückgängigmachung des Kaufvertrages anstreben. Durch dieses verstärkte Angebot kommt 

es zu einem Absinken der erzielbaren Marktpreise. Die gegenteiligen Behauptungen der 

Beklagten sind nicht nachvollziehbar. Zudem ist auch der Makel der Beteiligung des 

Fahrzeuges am „Abgasskandal“ wertmindernd. Denn das mangelnde Vertrauen in die 

Fahrzeuge ist allgemein feststellbar, nicht zuletzt durch die Flut an vergleichbaren Verfahren, 

in denen sich die Kunden trotz der Möglichkeit eines Software-Updates von den Fahrzeugen 

trennen wollen. 

c) Der gezielte Verstoß gegen die oben genannte Verordnung und das Inverkehrbringen eines 

nicht den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Fahrzeuges stellt eine verwerfliche 

Handlung dar, die den guten Sitten zuwiderläuft. Über die Gesetzwidrigkeit wurde der Kläger 

in Unkenntnis gelassen. Zudem wurde ihm ein nicht realistischer Stickoxidausstoß im 

normalen Fahrbetrieb suggeriert. Dieses Verhalten ist grob sittenwidrig im Sinne des § 826 

BGB. 

d) Die sittenwidrige Schädigung war auch kausal für die Kaufentscheidung des Klägers. 

Insoweit ist es ausreichend, dass der Getäuschte Umstände darlegt, die für seinen 

Kaufentschluss von Bedeutung sein konnten und die nach der Lebenserfahrung bei der Art 

des zu beurteilenden Rechtsgeschäfts Einfluss auf die Vertragsentscheidung gehabt haben 

können. Vorliegend ist nach der Lebenserfahrung davon auszugehen, dass der Kläger den 

Kaufvertrag in Kenntnis der massiven Manipulation des Motors nicht abgeschlossen hätte - 

wie es auch von ihm vorgetragen worden ist. 

e) Ein Schädigungsvorsatz der auf Seiten der Beklagten handelnden Personen ist ebenfalls 

zu bejahen. Denn die vorgenommene technische Manipulation erfolgte ganz gezielt, um 

bessere Werte im Testzyklus zu erzielen. Es ist ausgeschlossen, dass die auf Seiten der 

Beklagten handelnden Personen die darin liegende Verwerflichkeit ihres Verhaltens nicht 

erkannt haben könnten. Die Schädigung der späteren Kunden drängte sich auf, da diese ein 

Fahrzeug kaufen würden, das die vermeintlich getesteten Parameter tatsächlich nicht erfüllt. 

Die Abgassoftware wurde allein zu dem Zweck eingebaut, die entsprechenden Werte 

manipulativ zu beschönigen, damit das Fahrzeug eine entsprechende Zulassung erhält. Damit 

verbunden war, dass die betroffenen Fahrzeuge mit falschen Werten beworben wurden und 

die Kunden diese Werte ihrer Kaufentscheidung zugrunde legten (LG Krefeld, Urteil vom 04.10.2017 

- 2 O 19/17, juris). 

f) Die vorsätzliche sittenwidrige Schädigung ist der Beklagten nach § 31 BGB zuzurechnen. 

Die Zurechnung einer schädigenden Handlung setzt bei einer juristischen Person das 
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Handeln eines verfassungsmäßig berufenen Vertreters im Sinne des § 31 BGB voraus, der 

den Verbotstatbestand in objektiver und subjektiver Hinsicht verwirklicht hat. 

Grundsätzlich wäre insoweit der Kläger verpflichtet, die Voraussetzungen dieser 

Zurechnungsnorm darzulegen und zu beweisen. Allerdings trifft die Beklagte hier eine 

sekundäre Darlegungslast. Diese besteht, wenn der beweisbelasteten Partei näherer Vortrag 

nicht möglich oder nicht zumutbar ist, während die bestreitende Partei alle wesentlichen 

Tatsachen kennt und es ihr zumutbar ist, nähere Angaben zu machen. In diesen Fällen darf 

sich der Gegner der darlegungspflichtigen Partei nicht auf ein einfaches Bestreiten 

beschränken, wenn die darlegungspflichtige Partei außerhalb des von ihr darzulegenden 

Geschehens steht und keine nähere Kenntnis der maßgebenden Tatsachen besitzt, während 

der Prozessgegner sie hat und ihm nähere Angaben zumutbar sind (Zöller-Greger, ZPO, 31. Aufl., 

§ 138, Rn. 8 b mit weiteren Nachweisen auf die entsprechende Rechtsprechung des BGH). 

Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfüllt. Die internen Entscheidungsabläufe innerhalb 

der Organisation der Beklagten entziehen sich naturgemäß der Kenntnis des Klägers. Ihm ist 

kein näherer Vortrag dahingehend möglich, in welcher Organisationseinheit der Beklagten die 

Entscheidung für die Entwicklung der streitigen Software getroffen und bis zu welcher höheren 

Ebene diese Entscheidung dann kommuniziert wurde. Die Beklagte kennt hingegen ihre 

interne Struktur und Entscheidungsstrukturen. Sie hat damit jede Möglichkeit, die in ihrem 

Unternehmen im Zusammenhang mit der Programmierung und Implementierung der Software 

abgelaufenen Vorgänge und Entscheidungsprozesse im Einzelnen darzulegen, um der 

Klägerin auf diese Weise zu ermöglichen, ihrerseits die ihr obliegende weitergehende 

Darlegung und den erforderlichen Beweisantritt vornehmen zu können. Dies gilt hier umso 

mehr, als es vorliegend nicht um irgendeinen untergeordneten Produktionsschritt geht. 

Vielmehr ist hier in einem Bereich manipuliert worden, der unmittelbar im Zusammenhang mit 

der Zulassung der Fahrzeuge steht. Dass dies nicht komplett an der Vorstandsebene 

vorbeigeht, erscheint objektiv betrachtet zumindest naheliegend (LG Oldenburg, Urteil vom 

16.01.2018 - 16 O 134/17, S. 9, und Urteil vom 19.03.2018 - 5 O 2050/17, S. 5 - jeweils mit weiteren Nachweisen). 

Dabei sind die näheren Angaben der Beklagten auch zumutbar. Denn es ist zu 

berücksichtigen, dass der ganze Streit letztlich auf eine gezielte massive Manipulation auf 

Seiten der Beklagten zurückzuführen ist. Angesichts dieses Ausgangspunktes erscheint es 

bei einer Abwägung der widerstreitenden Interessen beider Parteien mehr als zumutbar, 

entsprechende Informationen von der Beklagten zu fordern, damit sich die Klägerin 

sachgerecht mit ihnen auseinandersetzen und anschließend ihr Vorbringen entsprechend 

konkretisieren sowie unter Beweis stellen kann. 

Den Darlegungsanforderungen ist die Beklagte mit ihrem Vortrag nicht gerecht geworden. Sie 

hat nicht detailliert vorgetragen, wer genau für die Entwicklung der Manipulationssoftware 

verantwortlich ist. Dass dies nicht aufklärbar sein soll, erscheint nicht nachvollziehbar.  

Da die Nichterfüllung der sekundären Darlegungslast zur Folge hat, dass die Behauptung des 

primär Darlegungspflichtigen trotz mangelnder Substantiierung als zugestanden gilt (Zöller, 

a. a. O., vor § 284, Rn. 34c), ist in Ermangelung hinreichenden Vortrages der Beklagten auch für 

die hier streitgegenständliche Software-Manipulation des Motortyps EA189 davon 

auszugehen, dass die unternehmenswesentliche Entscheidung zur Entwicklung und 

Installation der Manipulationssoftware unter Beteiligung des Vorstands erfolgte. 

g) Eine Haftung der Beklagten aus § 826 BGB scheidet auch nicht aus dem Grunde aus, dass 

die VO (EG) 715/2007 nicht dem Schutz individueller Vermögensinteressen, sondern 

gesamtgesellschaftlichen Zielen dient. Denn die Haftung aus § 826 BGB hängt nicht davon 

ab, auf welchem Weg und unter Verstoß gegen welche Norm der Schädiger handelte. Der 
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Schadensersatzanspruch aus § 826 BGB folgt - anders als ein möglicher Verstoß gegen 

§ 823 Abs. 2 BGB - nicht unmittelbar aus dem Verstoß gegen die Verordnung, sondern aus 

der arglistigen Täuschung über deren Einhaltung bzw. aus dem Inverkehrbringen eines 

gesetzwidrigen Fahrzeuges. Diese Verstöße sind im Rechtskreis des Kunden ersichtlich von 

Bedeutung. Denn der Verstoß gegen gesetzliche Vorschriften führt insbesondere auch dazu, 

dass die betreffenden Fahrzeuge behördliche Maßnahmen bis hin zur Stilllegung drohen bzw. 

- vor Aufspielen des Updates - drohten. Damit ist zweifellos der Rechtskreis des Klägers 

betroffen. 

Diese Betroffenheit wurde auch durch das Software-Update nicht beseitigt, da - wie oben 

bereits ausgeführt - aufgrund des „Makels der Beteiligung am Abgasskandal“ ein Minderwert 

des Fahrzeuges verbleibt. 

 

2. Der Kläger hat nach allgemeinen schadensrechtlichen Grundsätzen im Rahmen der 

§ 249 ff. BGB einen Anspruch, so gestellt zu werden, wie er ohne Eintritt des schädigenden 

Ereignisses stünde. 

a) Vorliegend liegt der Schaden des Klägers darin, dass er aufgrund der ihm gegenüber 

zumindest bedingt vorsätzlich begangenen Schädigung ein Fahrzeug mit einer manipulierten 

Software der Motorsteuerung erwarb. Sein Schadensersatzanspruch geht daher dahin, dass 

die Beklagte ihn so zu stellen hat, wie er ohne die Täuschung über die nicht 

gesetzeskonforme Software der Motorsteuerung gestanden hätte. Bei Kenntnis des wahren 

Sachverhaltes und der damit verbundenen Risiken für den Fortbestand der Betriebserlaubnis 

hätte er - wie jeder verständige und Risiken vermeidende Kunde - das Fahrzeug nicht 

erworben. Die Beklagte muss daher die wirtschaftlichen Folgen des Kaufs ungeschehen 

machen, indem sie den Kaufpreis Zug um Zug gegen Herausgabe und Übereignung des 

Fahrzeuges erstattet (LG Oldenburg, Urteil vom 19.03.2018, a. a. O., S. 9). 

b) Der Kläger muss aber neben dem Fahrzeug auch Zug-um-Zug die gezogenen Nutzungen 

herausgeben. Diese berechnen sich im Rahmen der vorzunehmenden Schätzung nach der 

Formel: Bruttokaufpreis x gefahrene Kilometer : erwartete Restlaufleistung zum 

Ankaufszeitpunkt. 

Bei einem Dieselfahrzeug der vorliegenden Kategorie geht die Kammer von einer 

Gesamtlaufleistung von 300.000 km aus (§ 287 ZPO). Der Kilometerstand zum 06.10.2020 

betrug 235.690 km. Das Fahrzeug wurde als Gebrauchtfahrzeug erworben, so dass sich eine 

Laufleistung für den Besitzzeitraum des Klägers von 96.690 km ergibt. Daraus errechnet sich 

eine Nutzungsentschädigung in Höhe von 10.000,00 € × 96.690 km: (300.000km – 139.000 

km = 161.000 km) =   6.005,59 €. 

c) Unter Anrechnung des vorstehend berechneten Nutzungsvorteils verbleibt ein 

Zahlungsanspruch des Klägers von 3.994,41 €. 

Nach §§ 286, 291 BGB hat der Kläger darüber hinaus einen Anspruch auf Verzinsung des 

Zahlungsbetrages in der geltend gemachten Höhe ab 15.01.2020 (Rechtshängigkeit). Ein 

weitergehender Zinsanspruch ab Kauf des PKW steht dem Kläger nicht zu. Insoweit ist ein 

Zinsschaden nicht dargetan. Der Kläger hat nicht glaubhaft und nachvollziehbar behauptet, 

dass er in Kenntnis aller Umstände nicht nur das streitgegenständliche Fahrzeug nicht 

erworben hätte, sondern gänzlich auf den Erwerb eines Fahrzeugs – auch einer anderen 

Kategorie oder eines andern Herstellers - verzichtet hätte. Ein tatsächlicher Schaden ist daher 
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nicht hinreichend dargetan. Auch hat er für den Kaufpreis eine nutzbare Gegenleistung 

erhalten. 

 

3. Selbst wenn eine Zurechnung über § 31 BGB nicht erfolgen könnte, ergäbe sich eine 

Haftung aus §§ 826, 831 BGB. 

Aufgrund der ober dargelegten Gesamtumstände der „Dieselproblematik“ geht die 

Einzelrichterin davon aus, dass der für die Manipulationssoftware bzw. der für dessen 

Programmierung in der Motorsteuerung zuständige Entwickler derart in die Organisation der 

Beklagten eingebunden ist, dass es sich um einen Verrichtungsgehilfen der Beklagten im 

Sinne des § 831 BGB handelt. Zumindest in der Person dieses Entwicklers liegen die 

Voraussetzungen des § 826 BGB, wie sie oben näher ausgeführt wurden, vor. Dabei weist er 

insbesondere auch Schädigungsvorsatz auf. Denn in Anbetracht der erforderlichen 

Fachkenntnisse ist ausgeschlossen, dass der Entwickler die Dimension seines Handelns 

verkannt haben könnte, zumal der einzige Sinn der manipulierten Software gerade darin lag, 

den Rechtsverkehr (Zulassungsbehörden und Kunden) zu täuschen.  

Exkulpieren gemäß § 831 Abs. 1 S. 2 BGB kann sich die Beklagte nicht. Im Gegenteil läge 

zumindest ein Überwachungsverschulden auf der Hand, wenn ihr - bei unterstellter 

Unkenntnis - derartige Vorgänge verborgen geblieben wären (LG Oldenburg, Urteile vom 16.01.2018, 

a. a. O., S. 9 u. 10, und vom 19.03.2018, a. a. O., S. 7). 

 

4.Der Anspruch ist nicht verjährt, § 214 BGB. 

Der Anspruch der Klagepartei verjährt regelmäßig binnen 3 Jahren nach § 195 BGB. Die 

Verjährungsfrist beginnt nach § 199 Abs. 1 BGB mit dem Schluss des Jahres, in dem der 

Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den anspruchsbegründenden Umständen und 

der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. 

Die Darlegungslast für das Vorliegen dieser Voraussetzungen trägt der Schuldner (LG 

Offenburg, Urteil vom 21. August 2019 – 2 O 57/19 –, Rn. 31, juris m.w.N.). 

Zum Verjährungsbeginn gehören nicht nur Kenntnis von Schaden und Schädiger, sondern 
nach ständiger Rechtsprechung auch die Kenntnis der anspruchsbegründenden Tatsachen, 
auf deren Grundlage der Anspruchsinhaber eine hinreichend aussichtsreiche, wenn auch 
nicht risikolose Klage erheben kann. Dies führt einerseits nicht dazu, dass die Verjährung erst 
beginnt, wenn der Anspruchsinhaber alle Details kennt und eine weitgehend risikolose Klage 
erheben kann. 
 
Andererseits ist eine Klageerhebung bei noch weitgehend ungeklärtem Sachverhalt nicht 
zumutbar. Hier hat die Beklagte in der im September 2015 veröffentlichten ad-hoc-Mitteilung 
eingeräumt, dass bei dem Motor EA 189 „eine auffällige Abweichung zwischen 
Prüfstandwerten und realem Fahrbetrieb festgestellt“ worden sei. Damit hat die Beklagte die 
Mangelhaftigkeit der betroffenen Fahrzeuge – wenngleich nur vage und verklausuliert – 
eingeräumt. Sie hat aber bestritten, dass ihr Vorstand bzw. der für eine Haftung nach § 826 
BGB in Betracht kommende Personenkreis davon gewusst hat. Erst im Jahre 2016 ist durch 
Nachforschungen und Ermittlungen von Medien, Strafverfolgungsorganen und Klägeranwälten 
Umfang und Größe des Problems (insbesondere innerhalb der Organisation der Beklagten) 
deutlich geworden. Dies war in den rund drei Monaten zwischen der sog. ad-hoc-Mitteilung 
der Beklagten und dem Jahresende 2015 nicht der Fall. 
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Damit ist den Geschädigten im Jahr 2015 zwar die Mangelhaftigkeit ihrer Fahrzeuge bekannt 
geworden, nicht aber die ein vorsätzliches sittenwidriges Handeln der Beklagten 
begründenden Umstände. Eine Klageerhebung ist den Geschädigten daher jedenfalls bis 
Ende 2015 nicht zumutbar gewesen. 
 
Auch dem Kläger war dies vorliegend nicht zumutbar.  
 
Die noch am 30.12.2019 eingereichte und eingegangene Klage, zugestellt am 15.01.2020, 
hemmt die Verjährung, § 204 Nr. 1 BGB. 
 
 

5.Der Antrag auf Feststellung des Annahmeverzuges ist ebenfalls zulässig aber 

unbegründet. Die Beklagte hat zwar auf das unstreitig vorgerichtliche Mahnschreiben 

vom 30.10.2019 nicht reagiert. Das vorgenannte Schreiben enthält aber kein 

tatsächliches Angebot im Sinne von § 294 BGB, da die Nutzungsvorteile nicht in 

Anrechnung gebracht wurden. 

 

 6. Der Freistellungsanspruch hinsichtlich vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten ergibt sich aus  

§§ 826, 831, 249, 257 BGB., jedoch nur in Höhe einer 1,3 Gebühr für einen Streitwert von 

10.000,00 € abzgl. Nutzungsvorteil, mithin 413,64 € 

Hier ergibt sich der Zinsanspruch der Klägerin ebenfalls aus §§ 286, 291 BGB. 

7. Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige 

Vollstreckbarkeit folgt aus § 709 ZPO. 

 

 

Brauer     

Richterin am Landgericht     

 

 




